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Preußiſche Geſetzzammlung 


Jahrgang 1924 | Nr. 16. 


(Rr. 12784.) Verordnung zur Anderung der Preußiſchen Pachtſchutzordnung vom 27. September 1922 
(Geſetzſamml. S. 287) und der Verordnung zur Ausdehnung der Pachtſchutzordnung auf 
Jagdpacht⸗ und Fiſchereipachtverträge vom 23. November 1922 (Geſetzſamml. S. 440). 
Vom 27. Februar 1924. 


10 
Auf Grund der den oberſten Landesbehörden durch die Verordnung vom 13. Februar 1924 dee * 
S. 68) gegebenen Ermächtigung wird beſtimmt, was folgt: d 3 


Artikel J. e I 
In der Preußiſchen Pachtſchutzordnung werden neu gefaßt: 9 
92 af 


Das Pachteinigungsamt kann beſtimmen, daß Leiſtungen, die unter den veränderten allgemeinen wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſen nicht mehr gerechtfertigt find, anderweit feſtgeſetzt werden, ſoweit dies der Billigkeit 
entſpricht. N 5 

Das Pachteinigungsamt hat hierbei den Ertrag, den das Grundſtück bei ordnungsmäßiger Bewirt⸗ 
ſchaftung nachhaltig zu gewähren vermag, ſowie die wirtſchaftlichen Verhältniſſe beider Vertragsteile angemeſſen 
zu berückſichtigen. 9 3 


Beträgt die Größe des Pachtlandes weniger als 10 ha, ſo kann das Pachteinigungsamt, wenn und 
ſoweit es bei Abwägung der Intereſſen beider Teile der Billigkeit entſpricht, außerdem beſtimmen, daß 
a) gekündigte Verträge bis zur Dauer von zwei Jahren fortzusetzen find; 
b) ohne Kündigung ablaufende Verträge bis zur Dauer von zwei Jahren verlängert werden; 
e) Verträge vor Ablauf der vereinbarten Zeit aufgehoben werden. 5 ö 
Ein Vertrag ſoll, ſoweit nicht der Pächter oder Nutzungsberechtigte das Land beſonders ſchlecht bewirt⸗ 
ſchaftet, regelmäßig dann verlängert werden, wenn dem Pächter oder Nutzungsberechtigten ſonſt nicht ins⸗ 
geſamt 10 ha Land zur Bewirtſchaftung verbleiben würden; eigenes oder fonft genutztes Land iſt dabei an⸗ 
zurechnen. Die Verlängerung eines gekündigten oder abgelaufenen Vertrags kann wiederholt erfolgen. 
Verlängert das Pachteinigungsamt den Vertrag, ſo hat es zugleich auf Antrag des Verpächters den 
Pachtzins neu feſtzuſetzen, und zwar auf den Betrag, welcher nach dem Ertrag angemeſſen erſcheint, den das 
Grundſtück bei ordnungsmäßiger Bewirtſchaftung nachhaltig zu gewähren vermag. f 


$ 3a. 
Baur Entſcheidung der zur Zuſtändigkeit der Pachteinigungsämter gehörenden Pachtſtreitigkeiten können 
die ordentlichen Gerichte nicht angerufen werden. 


84. ̃ 
Die Vorſchriften dieſer Verordnung finden ohne Nückficht auf die Grundſtücksgröße auch Anwendung 
auf ſolche Verträge (§ 1), die gleichzeitig ein Arbeitsverhältnis enthalten, insbeſondere auf Heuerlingsverträge, 
ſowie auf Verträge, bei denen der Pächter das Pachtgrundſtück oder erhebliche Teile davon ſelbſt kultiviert 
hat oder bei denen das Pachtgrundſtück oder erhebliche Teile davon innerhalb der letzten dreißig Jahre durch 
ſeine Vorfahren kultiviert worden ſind. In Fällen dieſer Art iſt das Pachteinigungsamt unter Ausſchluß 
einer anderen Stelle zuſtändig. i 
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Ausgegeben zu Berlin den 28. Februar 1924. 


— 16 — 


Zur Umwandlung eines Heuerlingsvertrags in einen reinen Pachtvertrag und zur Beſeitigung von 
Beſtimmungen über ein Arbeitsverhältnis aus dem Pachtvertrag iſt die Zuſtimmung beider Teile erforderlich. 
Liegt ein wichtiger Grund zur friſtloſen Kündigung des Arbeitsverhältniſſes vor, fo darf von der Befugnis, 
einen ſolchen Vertrag zu verlängern oder ſeine Kündigung für unwirkſam zu erklären, kein Gebrauch gemacht 


werden. 


8 i > 

Die Pachteinigungsämter werden bei den Amtsgerichten für deren Bezirk gebildet. Sie beſtehen aus 
dem Amtsrichter als Vorſitzenden und zwei Beiſitzern; mit Zuſtimmung der Parteien kann die Zuziehung 
von Beiſitzern unterblieben. Die Beiſitzer ſind je zur Hälfte dem Kreiſe der Verpächter und Pächter, welche 
möglichſt ſelbſtbewirtſchaftende Landwirte ſind, zu entnehmen. 

— Folgt bisheriger Abſ. 2 —. f 

Als Verpächterbeiſitzer können Beamte des Reichs, der Länder, Gemeinden und Kirchen ſowie geſetzliche 
Verkreter von gemeinnützigen Stiftungen und Anſtalten und ſonſtigen öffentlichrechtlichen Körperſchaften zu- 
gezogen werden, wenn fie Grundſtücke der im § 1 bezeichneten Art verpachtet haben; ferner in der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Verwaltung eines Großverpächters in leitender Stellung tätige Angeſtellte. 

f — Folgt bisheriger Abſ. 3 —. 
g ST. 

Die Ernennung der Beiſitzer erfolgt durch den Präſidenten des Landeskulturamts auf Vorſchlag der 
Landwirtſchaftskammer, die ihrerſeits vor Aufſtellung der Vorſchlagsliſte etwa beſtehende Berufsvertretungen 
der Verpächter und der Pächter (Heuerlinge, § 4) gutachtlich hören und ihre Vorſchläge berückſichtigen ſoll. 
In den Fällen des § 6 Abf. 3 Halbſatz 1 ſteht das Vorſchlagsrecht der Körperſchaft zu. Bei Aufſtellung der 
Liſten iſt dafür Sorge zu tragen, daß eine genügende Anzahl von Beiſitzern am Orte des Pachteinigungsamts 
oder in deſſen Nähe vorhanden iſt, die raſch als Stellvertreter herangezogen werden können. ge 

— Abf. 2 und 3 unverändert —. 
§ 10. 


Für die Beratung und Abſtimmung finden die §§ 194 bis 200 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes ent— 
ſprechende Anwendung. 

Die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über Ausſchließung und Ablehnung der Gerichtsperſonen 
gelten ſiungemäß. s a 5 

Wird der Vorſitzende abgelehnt, ſo bedarf es einer Eutſcheidung nicht, wenn er das Ablehnungsgeſuch 
ſelbſt für begründet hält; anderenfalls entſcheidet das Landgericht; deſes hat die durch die Verlegung des 
Termins der Stagtskaſſe und den Beteiligten erwachſenen Unkoſten dem Ablehnenden aufzuerlegen, wenn die 
Ablehnung mutwillig erfolgt iſt. ; 

Die Entſcheidung über die Ausſchließung oder Ablehnung eines Beiſitzers erfolgt durch den Vorſitzenden. 
It eine Körperſchaft Partei, fo find ihre Beamten oder geſetzlichen Vertreter von der Ausübung des Amtes 
als Beiſitzer ausgeſchloſſen; das gleiche gilt für die in der landwirtſchaftlichen Verwaltung eines Groß⸗ 
verpächters in leitender Stellung tätigen Angeſtellten, wenn der Dienſtberechtigte Partei iſt. Hat ein Ver⸗ 
pächter an mehrere Pächter Grundſtücke verpachtet, ſo ſind ſeine ſämtlichen Pächter von der Ausübung des 
Amtes als Beiſitzer ausgeſchloſſen, wenn der Verpächter Partei iſt. 5 


3 | 94% 
Der Antrag, ein Pachtverhältnis zu verlängern, iſt zu ftellen 
a) wenn der Pachtvertrag gekündigt iſt: 
ſpäteſtens einen Monat nach Eingang der Kündigung; 
b) wenn der Pachtvertrag ohne Kündigung abläuft: i 
. ſpäteſtens ſechs Monate vor Ablauf. i i 
§ 27 Abſ. 2 gilt entſprechend. Der Antrag kann nicht mehr geftellt werden, wenn die Pachtzeit abgelaufen iſt. 
Der Antrag auf Abänderung einer Vertragsleiſtung iſt abzuweiſen, wenn er nicht ſpäteſtens binnen 
2 Monaten nach Ablauf des Pachtjahrs, für das die Abänderung verlangt wird, bei dem zuſtändigen Pacht⸗ 
inigungsamt eingeht. Die Entſcheidung ſteht dem Vorſitzenden des Pachteinigungsamts zu; gegen die Ent⸗ 
ſcheidung des Vorſitzenden kann binnen 2 Wochen nach ihrer Bekanntgabe die Entſcheidung des Pachteinigungs ⸗ 


amts angerufen werden, welche endgültig iſt. 
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Die Entſcheidung erfolgt nach billigem Ermeſſen. Sie darf nur erlaſſen werden, wenn den Beteiligten 
Gelegenheit gegeben worden iſt, ſich zur Sache und über das Ergebnis einer etwaigen Beweisaufnahme zu 
äußern und der Erhebung der Beweiſe beizuwohnen. 


Für die Zeit bis zur rechtskräftigen Entſcheidung kann das Pachteinigungsamt ſowie außerhalb der 
mündlichen Verhandlung der Vorſitzende durch einſtweilige Anordnung das ſtreitige Pachtverhältnis regeln. 
Eine ſolche Anordnung muß getroffen werden, wenn eine der im § 6 Abſ. 3 Halbſatz 1 bezeichneten Körper⸗ 
ſchaften es beantragt. Gegen die auf Grund dieſer Vorſchrift erfolgende Entſcheidung des Vorſitzenden kann 
binnen 2 Wochen nach ihrer Bekanntgabe die Entſcheidung des Pachteinigungsamts angerufen werden; dieſe 
iſt endgültig. f 9 f 


Für das Verfahren in Pachtſchutzſachen werden Gebühren und Stempel erhoben. n 

Die Gebühr entſteht durch Eingang des Antrags bei dem Pachteinigungsamte. Sie beträgt drei 
vom Hundert vom Werte des Streitgegenſtandes, zum mindeſtens aber fünf Goldmark. Die Gebühr ver⸗ 
doppelt ſich, wenn der Pachtſtreit durch Beſchluß des Pachteinigungsamts erledigt wird. Bei der Feſtſetzung 
des Werkes des Streitgegenſtandes iſt im Falle eines Antrags auf Verlängerung oder Aufhebung eines Vertrags 
der Pachtzins, im Falle eines Antrags auf Abänderung der Leiſtungen der Unterſchied zwiſchen dem bisherigen 
und dem neu beantragten Pachtzinſe zugrunde zu legen, beide Male berechnet auf die Zeit, für welche die ander⸗ 
weite Regelung oder die Aufhebung beantragt wird. Der Pachtzins iſt unter Einſchluß des Wertes von 
Naturalleiſtungen zu berechnen; Pfennigbeträge find. auf ganze Mark nach unten abzurunden. an 

Faür die Entſcheidung über einen Antrag auf Erlaß einer einftweiligen Anordnung (§ 20 Abſ. 2) wird 

ein Viertel und, wenn das Pachteinigungsamt ohne Erfolg angerufen wird, ein weiteres Viertel der im 
Abſ. 2 Satz 2 beſtimmten Gebühr erhoben. Dieſe Beſtimmung findet im Falle des § 12 Abſ. 2 entſprechende 
Anwendung, jedoch bleiben die Gebühren hier außer Anſatz, wenn die Entſcheidung des Vorſitzenden vom 
Pachteinigungsamt aufgehoben wird. a { 

Hinſichtlich der Befreiung von Gebühren und der Erſtattung von Auslagen finden die Vorſchriften der 
558 bis 10 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes entſprechend Anwendung. N 


8 $ 40. . 

An baren Auslagen werden außer Schreib- und Poſt⸗, Fernſprech⸗ und Telegraphengebühren nur die 
Koften der Zeugen und Sachverſtändigen und der Einnahme eines amtlichen Augenſcheins berechnet. 

Wegen der Einforderung eines Vorſchuſſes gelten die Vorſchriften im $ 379 der Zivilprozeßordnung und 
§ 74 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes entſprechend mit der Maßgabe, daß vor Anberaumung des Termins 
mit Beiſitzern die Hälfte der im § 39 Abſ. 2 Satz 2 bezeichneten Gebühr und, wenn der Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes aus dem Antrage nicht zu erſehen ijt, ein angemeſſener Betrag zu erfordern iſt. 


§ 41. 

Trifft das Pachteinigungsamt eine Beſtimmung nach SS 2 bis 4, ſo it auch über die Koſten zu ent⸗ 
ſcheiden. Die Koſten find demjenigen aufzuerlegen, zu deſſen Gunſten der Vertrag aufgehoben, verlängert oder 
e der Leiſtungen abgeändert wird; aus Billigkeitsgründen kann über die Koſten anders entſchieden 
werden. ® 

Wird eine Beſtimmung nach g 2 bis 4 nicht getroffen, fo trägt der Antragſteller die Koſten. Werden 
dieſe durch Vergleich von dem anderen Teile übernommen, ſo haftet der Antragſteller daneben als Zweit⸗ 
ſchuldner. § 82 Abf. 2 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes findet Anwendung a 

Wird ein Antrag nach § 12 Abſ. 2 abgewieſen oder über einen Antrag aus § 20 Abſ. 2 entſchieden, 
ſo trägt der Antragſteller die Koſten; ift jedoch dem Antrag auf Erlaß einer einſtweiligen Anordnung ſtatt⸗ 
gegeben, ſo iſt in der Endentfeheidung darüber zu beſtimmen, ob und inwieweit der Antragsgegner die Koſten 
zu erſtatten hat. g ö 5 7 i 

SEEN § 42. i 

Die Erſtattung der einer Partei entſtandenen notwendigen Auslagen, insbeſondere von Vertretungs. 
koſten, kaun vom Geguer nur gefordert werden, inſoweit das Pachteinigungsamt bei der Entſcheidung die 
Erſtattung ausdrücklich angeordnet hat; das Pachteinigungsamt ſoll die Erſtattung nur anordnen, inforweit 
der Gegner mutwillig das Verfahren oder eine Erhöhung der Koſten veranlaßt hart. 
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Der zur Vertretung einer Partei zugezogene Nechtsanwalt erhält für ſeine Tätigkeit in der Inſtanz die 
einmalige volle Gebühr nach $ 9 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte. Die §§ 8, 11, 76 bis 86, 93 
und 94 a. a. O. ſind ſinngemäß anzuwenden. 

§ 43 


In der Beſchwerdeinſtanz finden die Vorſchriften der SS 39 bis 42 ohne den § 42 Abſ. 1 Halbſatz 2 
mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß ſich die Gebühr nach dem Werte des Streitgegenſtandes, 
wenn aber der Wert des Beſchwerdegegenſtandes geringer iſt, nach dieſem berechnet und daß die Koſten einer 
ohne Erfolg eingelegten Beſchwerde dem Beſchwerdeführer zur Laſt zu legen ſind. Für die Entſcheidung 
darüber, zu weſſen Gunſten der Vertrag aufgehoben, verlängert oder hinſichtlich der Leiſtungen abgeändert 
iſt (§ Al), iſt der Unterſchied zwiſchen dem Rechtszuſtande bei Anrufung des Pachteinigungsamts und dem 
durch die endgültige Beſchwerdeentſcheidung geſchaffenen Rechtszuſtande maßgebend. § IL Abſ. 2 der Zivil⸗ 
prozeßordnung gilt entſprechend. 

Wird die Beſchwerde als unzuläſſig verworfen, ſo ermäßigen ſich die Gerichts⸗ und Anwaltsgebühren 
auf die Hälfte; das gleiche gilt im Falle der Zurücknahme der Beſchwerde. Die Vorſchriften über die Mindeſt⸗ 
gebühr bleiben jedoch unberührt. 5 

Für die Einholung eines Rechtseutſcheides werden Gebühren nicht berechnet. 

In der Verordnung zur Ausdehnung der Pachtſchutzordnung auf Jagdpacht⸗ und Fiſchereipachtverträge 
vom 23. November 1922 (Geſetzſamml. S. 440) treten 

In der Verordnung zur Ausdehnung der Pachtſchutzordnung auf Jagdpacht⸗ und Fiſchereipachtverträge 
vom 23. November 1922 (Geſetzſamml. S. 440) treten 

1. im Artikel I an die Stelle der Worte „Beſtimmungen der im § 2 Abſ. 1 unter b der Preu⸗ 
ßiſchen Pachtſchutzordnung vom 27. September 1922 (Geſetzſamml. S. 287) bezeichneten Art“ die 
Worte „Beſtimmungen der im $ 2 der Preußiſchen Pachtſchutzordnung bezeichneten Art“, und wird 

2. im Artikel III das Wort „vier“ durch das Wort „zwei“ erſetzt und dem Abſ. 2 der Satz 
angefügt: i x 
a Iſt die Körperſchaft ſelbſt Partei, ſo ſind ihre Beamten und Angeſtellten von der Aus⸗ 
übung des Amtes als Beiſitzer ausgeſchloſſen. 


Artikel III. 
Die Vorſchriften dieſer Verordnung treten am 1. März 1924 in Kraft. 

Soweit ein Bedürfnis beſteht, find die Beiſitzerliſten durch Aufnahme von Vertretern und Beamten 
offeutlichrechtlicher Körperſchaften (Artikel 1 § 6 Abf. 3, Artikel II Nr. 2) zu ergänzen; entſprechende Vor⸗ 
ſchläge find von den dazu berechtigten Körperſchaften bis zum 1. April 1924 bei dem Präſidenten des Landes⸗ 
kulturamts einzureichen. i 

Die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung geſtellten Anträge werden, wenn das Pachteinigungsamt 
noch darüber zu entjcheiden hat, nach den neuen Vorſchriften, andernfalls nach dem bisherigen Rechte beurteilt. 

Auf Pachtverträge, die nach dem Inkrafttreten dieſer Verordnung abgeſchloſſen werden, findet die Pacht⸗ 
ſchutzorduung keine Anwendung. Dies gilt nicht für die im Artikel 1 unter § 4 bezeichneten Verträge. 

Berlin, den 27. Februar 1924. > 


. ne Der Minifter für Landwirtſchaft, 
Der Juſtizminiſter. Domänen und Forſten. 
am Zehnhoff. Wendorff. 
Der Finanzminiſter. Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 
v. Richter. Hirtſiefer. 
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